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für die gesamte Sozialversicherung
Fachzeitschrift des ZentralVerbandes der Angestellten

Erscheint regelmäßig Jeden zweiten Mittwoch mit

der Verbandszeitschrift -Der freie Angestellte*.
Geschäftsstelle:

Berlin SO- 26, Oranienstraße 40/41
Bezugspreis durch die Post vierteljährlich 2 Mk- Einzel¬

nummer 75 Pf. • Anzeigen werden nicht aufgenommen-

Zur neuen Dienstordnung für die Berufs-

genossenschaftsangestellten.
Nachdem der Gedanke, die BesoldungS- und Änstellungsver-

hältnisse durch einen Reichstarif zu regeln, unter der überwie¬

genden Mehrheit der Berufsgenossenschaftsangestellten Wurzel
gefaßt hatte, kam es im Jahre 1919 zur Gründung des Arbeit¬

geberverbandes Deutscher Berufsgenossenschaften und Knde des¬

selben Jahres erstmalig zum Abschluß eines Reichstarifs.
Daß ein Reichstarif abgeschlossen werden konnte, ist allein den

Bestrebungen des Zentralverbandes der Angestellten zu ver¬

danken, denn der Verband der Beamten und Angestellten der

Reichsunfallversicherung (Verbaruv) ist programmäßig ein Geg¬
ner tariflicher Vereinbarungen. Diese grundsätzliche Gegner¬
schaft hat den Verbaruv indessen nicht abgehalten, sich an den

Tarifabschlüssen zu beteiligen; sie hat ihn auch nicht davon ab¬

gehalten, bei den letzten Tarifverhandlungen den Anspruch zu

erheben, den Tauf an erster Stelle zu unterschreiben, allerdings
mit negativem Erfolg. Wenn also gegenwärtig im ganzen Deut¬
schen Reich alle Berufsgenossenschaftsangestellten nach gleichen
Grundsätzen angestellt und unter gleichen Voraussetzungen
gleichmäßig bezahlt werden, ein Zustand, an dessen Verwirk¬

lichung in der Vorkriegszeit mit so viel Aufwand an Arbeitskraft
und mit so wenig Erfolg gearbeitet worden ist, so ist das

unbestreitbar auf die Tätigkeit des ZdA. zurückzuführen.
Durch den Tarif werden Gehälter erzielt, die die der Gruppe IX
der Reichsbesoldungsordnung (RBO.) übersteigen. Für
das Gros der Angestellten ist eine Anlehnung an die RBO.
erfolgt, die im Vergleich zu der Gruppierung der Beamten
des Reichs als günstig bezeichnet werden muß; sie ist

jedenfalls so günstig, daß die Angestellten einer Berufsgenossen¬
schaft, die die Forderung des Verbaruv nach schematischer An¬

wendung der RBO. erfüllt hat, unlängst haben die Schlichtungs-
ir.stanzen anrufen müssen, um die günstigere Besoldung nach
dem für verbindlich erklärten Reichstarif zu erlangen. So sieht
die Sache in Wirklichkeit aus! Der Verbaruv erhofft bei sche¬
maticher Anwendung der RBO. für wenige Auserwählte
— aui Kosten des Gros der Angestellten — das Paradies der

Gruppe XI. Welche Garantien kann übrigens der Verbaruv auf
Grund seiner bisherigen Erfolge für dic Verwirklichung dieser

HoHnung geben?

Nicht minder wichtig als der Reichstarif ist eine für sämt¬
liche heruisgenossenschait liehen Verwaltungen gleichmäßige
Dienstordnung. Das Drängen der Augcstelltenschaft nach

einer solchen ist durchaus verständlich, sie ist eine glatte Not¬
wendigkeit. Auch in bezug auf eine modernen Anforderungen
genügende Dienstordnung hat sich der ZdA. der Interessen der

Beruisgenossenschaitsangestellten wärmstens angenommen. \m

27. März 1922 ist durch Vereinbarungen zwischen ihm und dem
Arbeitgeber ver band Deutscher Beruisgenosscnschaften in ab¬

schließender Verhandlung der Entwurf einer Normal-Dienstord¬

nung zustande gekommen. l>er Verbaruv hat sich, nachdem er

zunächst um Zulassung zur Beratung gebeten hatte, tan Laufe der

Verhandlangen von der Mitwirkung ausgeschlossen, weil man

Ihm nicht zugestehen konnte, daß seine Verbandsprinziplcn in
r Normal-Dienstordnung zur Verwirklichung kamen. Genau

Wie bei den ersten Verhandlungen, in deren Verlaut der Verbaruv
seine Mitwirkung versagte, weil in der Dienstordnung der Tarif
Erwähnung finden sollte, den er selbst ir.it abgeschlossen hat.
's geht eben nichts über Grundsätze. Die Kollegen, die eine
neue Dienstordnung bitter nötig haben, sind nun vor die Erage
gesteht, ob ihnen mit einer brauchbaren Dienstordnung mehr ge¬
dient ist als mit einer unfruchtbaren PrinzipienreitereL Die Ant¬
wort ai.f diese Erage wird ihnen nicht schwer iallen.

Das Urteil darüber, ob die vereinbarte Normal-Dienstordnung
brauchbar ist, überlassen wir getrost den Kollegen. Wir sind

der Meinung, daß sie den berechtigten Ansprüchen der Ange¬
stellten genügt.

Ueber die Dienstordnung selbst und ihr Zustandekommen ist

folgendes zu sagen: In der Erwägung, daß die Rechts- und An¬

stellungsverhältnisse der Angestellten in der Reichsversiehe¬
rungsordnung (RVO.) gesetzlich geregelt sind, und daß ein un¬

gekündigter Tarif vorliegt, wurden sich die verhandelnden Or-<

ganisationen grundsätzlich darüber einig, daß weder die eine

noch die andere Seite berechtigt sei, Forderungen zu stellen, die

über den Tarif hinausgehen oder gegen die Bestimmungen der

RVO. verstoßen. Diese Erwägung ist selbstverständlich, wenn

man bedenkt, daß einerseits das Reichsversicherungsamt (RVA.)
letzten Endes die Dienstordnung zu genehmigen hat, andererseits
Vertragstreue die Grundbedingung für tarifliche Abmachungen
ist. Auf diese Selbstverständlichkeit glauben wir die Kollegen
aber besonders hinweisen zu sollen, weil sie gewissermaßen die

Grundlage für die Beurteilung der Dienstordnung bildet.

Die Dienstordnung ist also schlechtweg nichts anderes als

eine Kodifikation der derzeitigen Rechtsverhältnisse der Berufs¬

genossenschaftsangestellten. Sie bringt den Angestellten glei¬
ches Recht, sie regelt die Dienstbezüge nach dem Leistungs¬
prinzip, das Besoldungsdienstalter und den Urlaub, sie gewähr¬
leistet einen Anspruch auf lebenslängliche Anstellung, Ruhegehalt
und Hinterbliebenenfursorge, und zwar für sämtliche Angestellte
nach den gleichen Grundsätzen usw. Welcher Fortschritt gegen¬

über den bestehenden Verhältnissen durch diese Neuregelung
geschaffen wird, erhellt daraus, daß es zurzeit ebensoviel ver¬

schiedene Dienstordnungen gibt wie Berufsgenossenschaften.
Mag sein, daß hier oder da eine einzelne Berufsgenossenschaft
in ihrer Dienstordnung die eine oder die andere günstigere Be¬

stimmung aufzuweisen hat, im ganzen genommen ist nicht eine

einzige Dienstordnung günstiger als die neu vereinbarte. Im

übrigen schützt | 32 der Normal-Dienstordnung bestehende gün¬

stigere Verhältnisse. Pflicht einer zielbewußten Angestellten¬
schaft ist es unter solchen Umständen, nicht Interessenpolitik zu

treiben, sondern die Neuregelung der Dinge vom Standpunkt
des Gesamtwohls zu betrachten. Mögen sich das alle diejenigen
Kollegen gesagt sein lassen, die bereits in günstigen Verhältnis¬

sen sitzen und deshalb etwa annehmen, sie könnten einer neuen

Dienstordnung darum kühl gegenüberstehen, weil sie ihnen

selbst keine erheblichen Vorteile bringt. Mögen sie auch be¬

denken, daß es sich lediglich um eine Normal-Dienstordnung

handelt, die dort, wo die Verhältnisse es gestatten, jedwode
Aenderung zum Besseren eriahren kann.

Von besonderer Bedeutung ist dic Neuregelung der Diszi¬

plinarvorschriften. Man kann gewiß grundsätzlich der Meinung

sein, daß es derartiger -Vorschriften nicht bedürfe. Eine Mehr¬

heit der Kollegen fordert aber die besonderen Rechte, die das

Berufsbeamtentum in bezug auf lebenslängliche Anstelle.ig usw.

bietet. Diese besonderen Rechte bedingen indes besondere
Pflichten, und ohne das eine ist das andere nicht zu haben.

Es wird unterschieden zwischen groben Dienstvergehen und

solchen von geringerer Erheblichkeit Auf Dienstentlassung kann

nur bei groben Dienstvergehen erkannt werden. Was unter

groben Dienstvergehen zu verstehen ist, wird im | 24 erläutert.

Für Dienstvergehen von geringerer Erheblichkeit sind Ordnungs¬
strafen vorgesehen, und zwar mündliche Verwarnung und

schriftlicher Verweis. Geldstrafen sind in Wegfall gekommen.
Bei Dienstentlassungen ist über de Frare der Ruhegehalts-

entzichang in dem Entlassungsbescheid besonders zu befinden.

Das ist ein erheblicher Vorteil gegen früher. Bei Dienstentlas¬

sungen ging der Angestellte früher ailer Ansprüche verlustig.

Unter der Geltung der neuen Dienstordnung können zum minde¬

sten die folgenden Instanzen darüber befinden, ob auch d;c er¬

diente Pension ir: Verlust zu kommen hat. Auch der Begriff der mil¬

dernden Umstände ist neu eingeführt I iegen solche vor, und

auch das haben selbstverständlich die iolgenden Instanzen zu
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prüfen, so kann in Füllen, in denen unter den alten Rechtsver¬

hältnissen de glatte Entlassung unter Verlust aller Ansprüche

hätte ausgesprochen werden müssen, auf Geldstrace bis zum

halben Monatsgehalt erkannt werden. Endlich ist mit einer

vorlauten Dienstenthebung nicht mehr, wie früher» der Verlust

des halben Gehalts verbunden (§ 29).

Ueber alle Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis entschei¬

den paritätisch besetzte Schlichtungsinstanzen unter unparteii¬

schem Vorsitz, und zwar in erster Instanz der Schüchtungsaus-

schuli, n zweiler und fetztcr Instanz das Oberschiedsgericht. Die

I ütscheidungea des Obcrschiedsgerjhts sind endgültig (§ 30).

Bei Ansprüchen vermögensrechtlicher Natur wird das Ober-

sch edssrericht zum Zwecke größerer Rechtssicherheit durdi

zwei Mitglieder des Kammergerichts erweitert.

Bc Dienstentlassungen spielte sich das Verfahren unter dem

dcrze'tiren Rechtszustand folgendermaßen ab: I>er Angestellte

wurde vom Vorstandsvorsitzenden suspendiert und auf halbes

Qehnll gesetzt, bis der Oenossenschaftsvorstand nach geraumer

Zeit die Entlassung durch Bescheid bestätigte. Dann trat —

Wieder*«* nach geraumer Zeit — der Beschlußsenat des RVA.

in Tätigkeit. Als Vertreter des Angestellten im Besch'ußscnat

lancierte nicht etwa ein A^^stcUtcr. sondern ein IHW ^n be¬

sondere? Verhältnissen der BerufsgcnossenschaftsangesfcMtcn in

keiner Weise vertrauter Arbeiter. Als we tere Instanzen kamen

I anJ-, Kammer- und Reichsgericht in Betracht. Die Erschöpfung

aller Instanzen dauerte naturgemäß Jahre (wir kennen Fälle aus

dem Jahre 1919. die noch nicht alle Instanzen passiert haben),

und nach dem erxljjü'tigen Abschluß des Verfahrens war der An¬

gestellte ebenfalls völlig erschöpft. Diejenigen, die den Leidens¬

weg gegangen sind. wisc«?n ein Lied davon zu singen.

Unter dem nieuen Recht wird bis zur Entlassung durch den

Vorstand das volle Gehalt gezahlt, dann kann der Schlichtungs¬

ausschuß am'CP'fcn werden, der hl durchaus sachverständiger

Besetzung entscheidet, und letzten Endes das Oberschiedsgericht«

dessen Sachverständnis ebenfalls unbestreitbar ist und das durch

die Erweiterung durch zwei Kammergerichtsräte im FaMe ver-

mö'rensrecht'ichcr Ansprüche die größtmöglichste Rechts¬

sicherheit «tiefet Das Verfahren ist kostenlos.

Wie schne'l ein derartiges Verfahren durchgeführt werden

kann, bedarf keiner Erörterung All der Jammer und alle

die Kosten, die das alte lan^wier^c Verfahren notwen¬

digerweise mit sich bringen mußte, haben ein Ende. Mit der

Neuregelung ist ein Zustand erreicht, der dem modernen Rechts¬

empfinden in vollem Umfang gerecht wird, ein Rechtszustand,

wie ihn bisher keine andere AngcsteIltei;gruooe aufzuweisen hat

und um den man uns mit Recht beneiden könnte.

Die führenden Kollegen im Verbaruv stehen demgegenüber

auf dem Standpunkt, daß der alte Rechtszustand der bessere sei.

denn, so deduzieren sie. je mehr Instanzen einem Angestehten

zur Vertilgung stehen, um so sicherer komme er zu seinem Recht

Sapienti sat!
Wir aber sagen, daß allein diese moderne Regelung ihrer

Rechtsverhältnisse die Kollegen veranlassen müßte, die neue

Dienstordnung mit Freuden zu begrüßen, selbst wenn sie im übri¬

gen für die Gesamtheit der Kollegen nicht so günstig wäre, wie

Sie es in der Tat ist. Und darrüt übergeben wir demnächst die

neue Normal-Dienstordnung der Oeifentlichkeit. Von dem ge¬

sunden Sinn unserer Kollegen erwarten wir die Anerkennung

unserer Tätigkeit durch dic Annahme der Dienstordnung, von

den Verbaruv-Ko'fegen aber ihre unvoreingenommene Prüfung

nach dem Sprichwort: Ein Sperling in der Hand ist besser als

eine Taube auf dem Dache. K r e k e.

Verwaltung.
Äerzte und Krankenkassen« Erfreulicherweise ist es zwischen

den Kassenorganisationen und dem Aerzteverband unter Ver-

mitfelung des Reichsarbeitsministers zu einer Verständigung

kCAomtr.eu. die den drohende;! Aerztestreik mit seinen unermeß¬

lichen Folgen für dic Versicherten im letzten Augenblick abge¬

wendet hat. In den Verhandlungen vom 22. März 1922 wurde

leitendes vereinbart:

1 Vom 1. April 1922 ab werden die Vergütungen bei Zah¬

lung nach EinzeHeistm :en nach den Mindestsätzen der reuen

preußischen Gebührenordnung berechnet. Zu diesen Sätzen

treten 1 'eucrungszuschläge. de unter Zugrundelegung derReichs-

indexsiffern bemessen werden. Jede Parte* kann bis zum

15. des ersten Monats des Quartals verlangen, daß über die

Hohe «k TenernngSZUSChlagl Verband.\"..ei vor einen Aus¬

schuß stattfinden. Der Ansschifl setzt sich Ms ie zwei Ver¬

tretern der ftergtevcrbSnde und der Kassenverbande sowie

e , vom Reichsarheftsministerium zu bestellenden Vorsitzen¬

der, zusammen. A? seinen Beratungen nehmen außerdem je ein

Vertreter des Statistischen Reichsamts und den preußischen
Woblfabrtsminbferimits als Sacbi erttändige reir.

Der Ausschuß ccht be* den Verh.indf.w rc.i von der im April

1922 veröffentlichten Retcbsindexzifier aus. Mit dieser Index¬

ziffer wird dhj mittlere Indexziffer des Vierteljahres für das

dic Teuerung festgesetzt wird* in Beziehung gesetzt.

2. Für das 1. Vierteljahr 1922 beträgt die Vergütung für die

Beratung 10 Mk.f und für den Besuch 20 Mk. Dazu kommt ein

Zuschlag auf die Mindestsätze der bisherigen oretißischen Ge¬

bührenordnung (Sorvderleistungcn) in Höhe van 150 Proz. und

für geburtshilfliche Leistungen in Höhe von 300 Proz.

3. Wird die oreußische Gebührenordnung geändert, so

finden deren neue Sätze Anwendung. Wegen des Teuerungs¬

zuschlags zu den neuen Sätzen gelten die Vereinbarungen zu § 1

entsprechend.
4. Wegen der Begrenzung der Leistungen nach dem Vor¬

bilde in den früheren Tarifverträgen und Vereinbarungen werden

die Parteien sofort unmittefbar in Verhandlungen treten. Von

der Einigung auf diesem Gebiete hängt die Wirksamkeit dieser

Vereinbarung ab.

5. Dic Vereinbarung von Pauschgebühren; Wcgeeebühren

und Vergütungen von Zeitversäumnis bleibt örtlicher Regelung

vorbehalten.

Ergänzungsbestimmungen zum Tarif¬

abkommen*

I. Bei Bezahlung nach Einzefleistungen ist eine Begrenzung

der Gesamtausgaben für die ärztliche Behandlung zu ver¬

einbaren.

a) In der Regel soll im Vierteliahrsdurchschnitt die Zahl von

zusammen vier Beratungen und Besuchen auf den ein¬

zelnen Krankheitsfa'l nicht überschritten werden dürfen.

Die zuständige ärztliche Organisation ist veroflichtet,

dic Vie!zeschäft:gke:t einzelner Acrzte. die wiederholt den

Durchschnitt überschreiten, durch entsprechende Maß¬

nahmen zu bekämofen.

b) Von dem vierteljährlichen Gesamthonorar dürfen auf

Sorvderleistungen nicht mehr als 30 Proz. entfallen. Die

Bestimmung zu b gilt nur bis zum 31. März 1922. Es

bleibt späterer Prüfung vorbehalten, in we'chem Maße

infolge der veränderten Grundsätze der neuen Preußischen

ärztlichen Gebührenordnung die Zahl 4 unter a herab¬

zusetzen und ob und in welchem Umfange der Prozentsatz

unter b zu erhöhen ist.

Ueberschießende Beträge, die sich nach a und b er¬

geben, sind nach örtlich zu vereinbarenden Grundsätzen

zu kürzen. Bei Streit über die Durchführung dieser Be¬

stimmung entscheidet endgültig das in jedem Kassenarzt¬

vertrage vorzugehende Schiedsgericht.

II. Bei Wiederholung von Leistungen gleicher Art gemäß

folgender Ziffern der Preußischen ärztlichen Gebührenordnung

vom 1. September 1920: 22a, 23a. b und e. 24a und b. 26a bis d,

27a und b, 28. 33a und b darf die Beratungsgebühr neben der

Gebühr für die Sonderverrichtung in einem Krankheitsfall im

Vierteiahr nur dreimal berechnet werden. Vom vierten Male

an kommt nur die Sonderverrichtung in Ansatz.

Bei Untersuchungen nach II. Ziffer 66. 93a und 115a kommt

außer der darauf entfallenden Gebühr diejenige für die- all¬

gemeine Beratung nur dann in Anrechnung, wenn auch cne

allgemeine Beratung oder Untersuchung stattgefunden hat. Mit

anderen Sonderleistungen zusammen können die Untersuchungen

nach II. Ziffer 66. 93a und 115a im Laufe eines Krankheitsfalles

nur dann berechnet werden, wenn sie in der Art der Krankheit

begründet sind. Auf Verlangen ist eine besondere Begründung

zu geben.
Diese Bestimmungen geiten für das erste Vierteljahr 1922.

III. 1. Krankheitsbescheinigung und kurze Auskünfte, die

die Kasse für ihre Zwecke vom Arzt fordert, s.rd nicht be¬

sonders zu bezahlen.

2. Für die Anwendung und Bezahlung von srchh'chen Lei¬

stungen, z. B. Lichtbehandlung, können örtliche Vereinbarungen

getroffen werden. Die Ausführung rofeher Leistungen kann die

Kasse von ihrer Genehmigung abhängig machen.

3. Die einfache Brillenverordnung ohne eingehende Unter¬

suchung im Sinne von Ziffer 91a der Gchf<hvcnordnung wird mit

der einfachen BeratungsgeVihr abgegolten.

4. Die Untersuchungen nach Ziffer 19, 20a bis e, 21a bs c.

27e, 62b. 64, 91a bis e. 113a bis e. 128a dürfen nur berechnet

werden, wenn sie notwendig waren. Mehr als zweimal dürfen

diese Untersuchungen in «einem Behandlungsvierteljahr nicht

berechnet werden; für Ausnahmefälle ist eine besondere Be¬

gründung erforderlich.
Ziffer 4 gilt erst vom 1. April 1922 ab.

IV. Wird ein Kassenmitglied von seiner Kasse an einen

Facharzt auCcrhafb des Kassenbezirks überwiesen, so sind

mangels anderer Vereinbarungen zwischen Arzt und Karse die

Mindestsätze der Preußischen Gebührenordnung und der

jeweilige Teuerungszuschlag maßgebend
V. 1. Für die Behandlung überwiesener Mitglieder US-

wirtiger Kassen (§ 219 RVO.) sind bei der Berechnung der

ärztlichen Vergütung nach Einzellcistungen die gleichen Sätze

wie für die Mitglieder der aushelfenden Kasse, bei Bezahlung

der ärztlichen Vergütung nach Pauschsätzen dic Mindestsätze
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der Preußischen Gebührenordnung mit den jeweiligen Teue-

rungszusehlägen zu berechnen.

2. Die im "Bezirk eines Versicherungsamtes vereinbarten

Ver._r.tunj.en gelten auch für die Kassen anderer Bezirke, soweit

ihre Mitglieder ihren ständigen Wohnsitz in dem Bezirke haben.

3. Die vertraglichen Honorarbestimmungen gelten unter¬

schiedslos für alle Kasscnmitglieder. Unzulässig ist auch die

Forderung besonderer Bezahlungen bei Betriebsunfäl'cn. vor¬

beugenden Heilverfahren oder Schadenersatzfällen (.. 1542 RVO.),

v.enn die Krankenkasse zur Oewährung freier ärztlicher Be¬

handlung verpflichtet ist.

Aenderung der Angesielltet-verslcherung. Der Sozialpoli¬

tische Aisschuß des Reichswirtschaftsrats beschäftigte sich am

9. März 1922 mit dem Entwurf eines Gesetzes betreffend die

Aen lerung des Versicherunrsgesct-'es für Angestellte. Der Be¬

richterstatter der Arbeitnehmei forderte in seinen Leitsätzen

Beseitigung der Doppelversicherung und der Vcrsichcrungs-

gren/c Anpassung an die Geldentwertung. Einfuhr««* eines

Markensystems. Dem Verlangen nach weitgehenderer Selbst¬

verwaltung soll Rechnung getragen werden durch die Beauf-

tragung des Verwaltung rates mit c"er geschäftlichen Beaufsichti¬

gung de" ReichsversicJieriMigsanstalt und ihrer bedent-Wnere«

Beiricbsmaßnahmen. außerdem durch Wahl mindestens der lei¬

tenden Funktionäre durch den Verwaltungsrat. Ein nenngliedri-

ger Ausschuß wurde eingesetzt, um sich mit dieser Frage zu

beschält gen.

Im weiteren Verlauf hat der Sozialpolitische Ausschuß des

Reichswirtschaftsrats am 15. März verschiedene Sachverständige

zu dem Gesetzentwurf über Aenderung des Versicbcrungsgcset-

zes fiir Angestellte gehört.
Es hande'tc sich im wesentlichen um die Klärung der Grund¬

frage, ob es im Interesse der Versicherten möglich und erforder¬

lich sei. die Angestclltenversicherung in dic allgemeine Invaliden¬

versicherung einzugliedern. Der Vertreter der Reichsvcrsiche¬

rungsanstalt für Angestellte, Wirkl. Geh Ober-Reg.-Rat Dr.

Beckmann, erklärte sich entschieden für Aufrechterhaltung einer

selbständigen AngestelltenVersicherung.

Der Vertreter der Landesversicherungsanstalten. Geh. Rat

Dr. Düthmann. LVA. Oldenburg, stellte sich demgegenüber auf

den Standpunkt, daß die Eingliederung bzw. Angliederung un¬

bedingt erfolgen müsse. Kr betrachte es als selbstverständlich,

daß dabei die Rechte der Angesteliten aus der bisherigen höheren

Beitragsleistung gewahrt werden müßten.

Prof. Dr. Kaskel sprach sich dahin aus. daß von vornherein

Bedenken gegen das jetzige System der Versicherung bestanden

hätten. Es wäre wohl viel zu teuer und viel zu kompliziert.

Bei cirer Verschmelzung könnten für die Angestellten leicht

Sonderbestimmungen eingefügt werden.

Prof. Dr. Moldenhauer gestand die Möglichkeit einer An¬

näherung beider Versicherungen auf dem Gebiete der Recht¬

sprechung und der Organisation zu Er müsse aber bezweifeln,

ob dadurch eine wesentliche Verbilligung erreicht werden

könnte.
Der am 9. März gebildete Unterausschuß wird nunmehr mit

der Vorberatung des Gesetzentwurfs beginnen.

Ueber die RechtsVerbindlichkeit von Erklärungen hat der

Peichsarbeitsminister am 25. Juli 1921 über die Auslegung der

Bf 14, 29 des Betriebsrätegesetzes (BRG.) folgende Auskunft

gegeben: Dem Vorstandsvorsitzenden eines Trägers der Sozial¬

versicherung, der die Rechte des Arbeitgebers auf Grund des

§ 14 BRO. ausübt, kann so wenig wie einem sonstigen Arbeit¬

geber verwehrt werden, sich durch einen Bevollmächtigten ver¬

treten und dessen Erklärungen nach den Grundsätzen des bür¬

gerlichen Rechts für sich gelten zu lassen. Nehmen der Vor¬

standsvorsitzende und der Geschäftsführer glcich7eiti<r an einer

Betriebsratssitzung teil, so hängt es meines Erachtens aus¬

schließlich von dem Vorstandsvorsitzenden ab, ob er die von

dem miterschienenen Geschäftsführer abgegebenen Erklärungen

fiir sich gelten lassen oder von seinem Recht, bindende Erklä¬

rungen nur allein abzugeben, Gebrauch machen will. Eine solche

Anerkennung der Erklärung des miterschienenen Geschäftsfüh¬

rers kann nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts auch

durch bloßes Stillschweigen erfolgen. Man kann in einem sol¬

chen Falle aber nicht sagen, daß der Geschäftsführer „mit glei¬

chen Rechten" an der Verhandlung teilnimmt, da die Wirksam¬

keit seiner Erklärungen stets auf der ausdrücklichen oder still¬

schweigenden Zustimmung des Vorstandsvorsitzenden beruht.

Neue Gesetze In Vorbereitung. Im Hauptausschuß des Deut¬

schen Reichstags gab am 17. März der Reichsminister des Innern

Dr. Köster einen Ueberbhck über die Arbeiten des Reichs¬

gesundheitsamts. Danach sind folgende Gesetze in Vor¬

bereitung: Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten;

Tuberkulosegesetz; Nahrungsmittelgesetz: Irrengesetz; Reichs-

-.pnthekengesetz; Feuerbestattungsgesetz; Abwässergesetz; Ge¬

setz gegen Alkoholmißbrauch; Prüfungsordnung für Äerzte. Tier¬

ärzte und Nahrungsmittelchemiker; Alkoholfonds: Tuberkulose-

I 'Js. Säuglingssterblichkeit Ein Antrag Dr Mose;, (USP.) aui

Einrichtung eines selbständigen Reichsministeriums ffir Volks¬

gesundheit und ein Antrag Dr. Grotjahn (Soz.) auf Errichtung
einer Reicl.szentralbehörde für öffentliche Gesundheitspflege
wurden abgelehnt. Bewilligt wurden: zur Förderung der Be¬

kämpfung des Typhus 750 000 Mk, als Beitrag zu den Unter¬

haltungskosten einer Anstalt für die Bekämpfung der Säuglings¬
sterblichkeit 2 Millionen Mark, für die Bekämpfung der Säug¬

lingssterblichkeit und die Kleinkinderfürsorge derselbe Betrag.
für die Bekämpfung der Tuberku'ose 3 Millionen Mark.

Gewerkschaftliches.
Zur Frage Krankenkassenangestellte und Sperrgesetz. Um

eine beschleunigte Erledigung der Ange'egenheit zu erreichen,

hat der ZdA. an den Reichskanzler folgende Eingabe gerichtet:

„Der Reichstag hat vor einiger Zeit, und zwar der 6. Aus¬

schuß, gegen eine Stimme und das Plenum einstimmig, eine

Petition des Verbandes der Ortskrankenkassen der Provinz

Hessen-Nassau (Tfb.Il Nr. 12597. 19812). die verlangt, d.e An¬

wendbarkeit des Sperrgesetzes auf die Krankenkassenangestell¬

ten zu verneinen und die dcsbczügüchtn Erlasse des preu¬

ßischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 13. «nd 19 Januar

1921 außer Kraft zu setzen, der Reichsregierung zur Berück¬

sichtigung überwiesen. Dic Ange'egenheit schwebt bereits seit

Januar 1921; sie hat innerhalb der beteiligten Kreise, sowohl

der Krankenkassen als auch der Krankenkassenangestellten.

außerordentliche Erregung ausgelöst. Es ist deshalb dringend

erwünscht, daß die Reichsregicrung zu dem Reichstagsbeschluß

beschleunigt Stellung nimmt. Uns ist bekannt, daß das preu¬

ßische Ministerium für Volkswohlfahrt eine Aenderung seiner

Stellungn hme von einer offiziellen Benachrichtigung durch die

Reichsregierung abhängig macht. Wenn diese verspätet erfolgt,

würde die Angelegenheit noch weiter verschleppt werden. Wir

bitten deshalb ergebenst. in Rücksicht auf die Wichtigkeit der

Sache für die beteiligten Kreise die Angelegenheit baldmöglichst

zur Erledigung zu bringen."

Gehaltserhöhungeta für die Beruisgencssenschahsangestellten.
Das am 5. April mit dem Arbcitgebervcrbaud deutscher Berufs¬

genossenschaften getroffene, in Nr. 8 dieser Zeitschrift abge¬

druckte Abkommen über die ab 1. Aprii gültigen Grundgehälter

ist am 18. April unterzeichnet worden. Die Nachzahlungen wer¬

den nunmehr sofort erfolgen.

rung

Ein Widerspruch. In Nummer 6 der ..Rc-xhssoziaWers'ichc-

vom 15. März stimmt der Bund der Beamten und An¬

gestellten der Reichssozialversicherung, dessen Mitglieder iu

übergroßer Mehrheit Angestellte auf Privatdienst¬

vertrag sind, ein Klagelied an über schlechte Besoldung dQr

mittleren und unteren Beamtengrupocn Es heißt da wörtlich:

„Und mit Recht — denn die finanzielle Not der Beamten. I>c-

sonders der unteren und mittleren Besoidungsklassen, ist kein»

Phrase, sondern bittere Wahrheit und die Forderung nach einem

wenigstens lebensfähigen Auskommen kein Schlagwort, sondern

der verzweifelte Ruf eines wirtschaftlich immer tiefer

sinkenden Berufs. Wenn es galt, Arbeiterfordcrurigen. die

durch Streiks erkämpft wurden, zu bewilligen, so war die Re

gicrung bereit — ja. sie ging sogar in der Be«rilliga«g »och

über die Forderungen der Arbeitcrgewerksch;>ften hinaus - -

siehe Eisenbahnerstreik im Januar 1922 — während man den

Beamten wohl die Anpassung der Oehalter zusagte, aber stets

mit wenig Fntgegcukommcn durchführte. Als Grund gab man

immer die schwere finanzielle Lage des Reiches an."

Wir sind seit langer Zeit schon der Auffassung, daß die

Reichsbesoldungsordnung unzulänglich ist. Wir haben in Kon¬

sequenz dieser Auffassung, in erster Linie allerdings auch aus

grundsätzlichen Erwägungen, unsere Taktik danach ein¬

gestellt, indem wir nämlich bei jeder Gelegenheit von der

Reichsbesoldungsordnung abgerückt sind, zumal eine ganze

Reihe von Angestelltengruppen in der Industrie höhere Bezüge

haben, als vergleichbare Klassen der Beamten. Aber durch

dieses Eingeständnis des Angcstelltenbundes oder eines seiner

führenden Mitglieder wird der ganze Widersinn sc:nes Strebcus

nach der Beamteneigenschaft und der Reichsbesoldungsordnung
offenbar. Es wirkt geradezu grotesk, wenn ein Angestellten-

verband über die schlechte Bezahlung der Beamten und das

geringe Entgegenkommen der Regierung jammert, im übrigen

aber gerade die Unterstellung unter die Reichsbesoldungsordnung

und die Beamteneigenschaft mit allen Mitteln erstrebt.

Die nlchtorgan.sierten Berufsgcnossenschaftsangestellte»

und der neue Rcichstaril. Wer die BesoldungS- und Ansteüungs

Verhältnisse der Berursgenosscnschan.NUiigestellten. wie sie vor

dem Kriege waren, mit den jetzigen vergleicht, muß zugeben,

daß gegenüber den früheren Verhältnissen — natürlich unter Be

rücksichtigung des allgemeinen wirtschaftlichen Niederganges
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durch den verlorenen Krieg — eine bedeutende Verbesseruns:

eingetreten ;ct. Es ist unbestreitbar, daß lediglich der Zu-

unmenschHlfi der Kollegenschait nach der Revolution in einer

groBen und starken Organisation, dem Zentraiverband der Ange¬

stellten, und die durch ihn betriebene klare und zielbewußte

Tarifpolitik zu diesem Erfolg geführt haben. Als die wichtig¬

sten Errungenschaften wollen wir nur hervorheben: die Grün¬

dung des Arbeitgcberverbandes, die allgemeine einheitliche Be¬

zahlung der einzelnen Angestellten nach ihrer Tätigkeit unter

Beseitigung der Obersekretär-, Sekretär- und Assistentenklassen

in ihren verschiedensten Variationen und die Beschränkung der

Zahl der Klassen auf 6. die verbesserte Klassifizierung und

Bezahlung im Vergleich zur Reichsbesoldungsordnung. die Rück-

datierung des Beginnes des Besoldungsdienstalters vom Jahre

der Einstellung an, ferner die zwingenden Vorschriften über die

Anstellung nach 2 Jahren und die lebenslängliche und ruhe-

gcha.tsbcrechtgte Anstellung nach 10 Jahren, weiter die Pen-

Monsregelung nach den jeweils geltenden Bestimmungen des

Reichsbeamten- und Reichsbeamtenhinterbliebenengesetzes und

die Bezahlung der Ueberstunden sowie die Gewährung eines

längeren Urlaubs, und schließlich die Schaffung von Tarifschieds-

instanzen mit paritätischer Besetzung sowie eine ganze Reihe

von Vorteilen, die geringere Bedeutung haben.

Wer will die erheblichen, durch den Zentralverband der

Angestellten erreichten Verbesserungen bestreiten? Damals

standen wir noch hinsichtlich der Wertung unseres Ansehens

und unserer Arbeitsleistung tief unter den jetzt als vergleichbar

bezeichneten Beamtengruppen und wurden gewissermaßen als

gescheiterte Existenzen und von der Straße aufgelesene Leute

angesehen.
Leider hat dieser damalige einheitliche Zusammenschluß der

Kollegenschaft eine Zersplitterung erfahren, die zweifellos unser

allgemeines Vorwärtskommen stark beeinträchtigt. Und warum?

Weil gewisse egoistische Elemente sich auf Irrwegen befinden,

indem sie glauben, es hesser machen zu können als der Zentral¬

verband der Angestellten, und ehrgeizigen und aussichtslosen

Zielen nachjagen, die uns weder finanzielle, noch

Ideelle Verbesserungen bringen. Die Beamteneigen¬

schaft oder dic Uebertragung der Rechte und Pflichten von Be¬

amten bedeuten überdies noch lange nicht das, was viele Kol¬

legen so sehnsüchtig erwarten. Diese Personen sind damit noch

nicht Beamte im Dienste des Staates oder eines Oemeindever-

bandes. wie aus einem Erlaß des preußischen Handels- und Fi¬

nanzministeriums vom 16. August 1913 hervorgeht, der lautet:

..Nach § 359 Abs. 4 RVO. können den im § 359 Abs. 1 a. a. O.

bezeichneten Angestellten der Krankenkassen die Rechte und

Pflichten von Beamten übertragen werden. Geschieht dies, so

erhalten sie zwar Beamteneigenschaft, ohne jedoch damit

Beamte im Dienste des Staates oder eines Gemeinde¬

verbandes zu werden.44

Diese Zersplitterung hat zu einem gewissen leidenschaft¬

lichen Gegensatz in der Kollcgenschaft selbst geführt, und es

ist sogar soweit gekommen, daß jene Kreise glauben, die Kol¬

legen aus dem Zentralverband der Angesteliten ob ihrer Ziele

mit Schmutz bewerfen zu können. Ist das angesichts der Ver¬

dienste, die sich der ZdA. für die Interessen der gesamten Be¬

rufsgruppe erworben hat. zu verstehen?

So bedauerlich diese Tatsache schon ist. um so unver¬

ständlicher und gewissenloser ist aber das Verhalten derjenigen

Kollegen, die überhaupt nicht organisiert sind. Sie schädigen

nicht nur sich und ihre Familie, sondern versündigen sich an

unserer ganzen Berufsgruppe. Jeder Kollege hat die unbedingte

Pflicht und Schuldigkeit, sein Scherflein zur Verbesserung der

wirtschaftlichen Lage beizutragen und nicht auf Kosten anderer

zu reisen. Diese Kollegen, die lediglich die Zulagen einstreichen,

sind gewöhnlich die ersten, die fragen, wann gibt es etwas und

wieviel.

Rechtlich gilt der Tarif nur für Mitglieder, die den Organi¬

sationen, die den Tarif abgeschlossen haben, angehören. Es

wird jetzt viel die Frage diskutiert, ob jemand sich organisieren

m u ß, d. h. die Schaffung von Zwangsorganisationen. Auch wir

werden in Zukunft erwägen müssen, wie Vorkehrungen gegen

dieses Schmarotzertum getroffen werden können. Wie ist die

Rechtslage der Nichtorganisierten nach dem Tarifabschluß vom

13. März und welche Nachteile haben sie? Nach dem letzten

Uebereinkommen ist eine Teilung der Klasse I und eine Aende¬

rung der bisherigen diesbezüglichen Bestimmung erfolgt. Das

bedeutet, daß diejenigen Angestellten der früheren Klassen I

und II, die glauben, die für die Einreihung in die neuen Klassen Ia

und Ib erforderliche Tätigkeit auszuüben, Anspruch auf die ent¬

sprechende Eingruppierung erheben können. Sollte ihnen dieser

Anspruch verweigert werden, so steht ihnen das Beschwerde¬

recht innerhalb eines Monats nach Bekanntwerden des Be¬

schwerdegrundes bei den tariflichen Schlichtlingsinstanzen zu.

Da aber das Uebereinkommen noch nicht für allgemeinverbind¬

lich erklärt ist, können nur solche Angestellten Beschwerde ein¬

legen, die einer der beteiligten Organisationen angehören, weil

bis zur Allgemeinverbindlichkeitserklärung die Tarifschlichtungs¬

instanzen nur über Streitigkeiten entscheiden können, die sich

aus der Auslegung und Anwendung des Tarifs ergeben. Da

aber der Tarif bis zur Verbindlichkeitserklärung keine Anwen¬

dung auf Nichtorganisierte findet, sind bei derartigen Streitig¬

keiten die Tarifschlichtungsinstanzen auch nicht zur Entschei¬

dung berechtigt. Bis zur Verbindlichkeitserklärung ist aber die

Einspruchsirist längst verstrichen, so daß*sie dadurch ihre An¬

sprüche auf die höhere Klassifizierung verloren haben.

Der Verband der Beamten und Angestellten der Reichs-

Unfallversicherung hat in einer Eingabe an das Reichsarbeits¬

ministerium beantragt, den Angestellten der Berufsgenossen¬

schaften die Rechte der staatlichen Beamten zu verleihen. Der

Verband der Deutschen Berufsgenossenschaften hatte in semer

Tagung im September 1921 in Regensburg einen Sonderausschuß

mit der Prüfung dieser Frage beauftragt. Dieser hat sich auf

den Standpunkt gestellt, daß die Bestrebungen des Verbandes

abzulehnen seien. Man erblickte in der mit der Verbeamtung

verbundenen Aenderung des Disziplinarrechtes einen Eingriff in

die Selbstverwaltung der Berufsgenossenschaften und in der

Auferlegung der Beamtenpflichten in mancher Beziehung eine

Beschränkung der Freiheit der Angestellten. Auch die Unter¬

stellung der technischen Aufsichtsbeamten unter das Beamten¬

recht würde einen wichtigen Schritt zur Uebertragung der

berufsgenossenschaftlichen Unfallverhütung an die staatliche

Gewerbeaufsicht bedeuten. Es wurde der Beschluß gefaßt, daß

sich der Verband entsprechend dieser Stellungnahme an das

Reichsarbeitsministerium äußern soll, und zwar im Einvernehmen

mit dem Arbeitgeberverband deutscher Berufsgenossenschaften.
Es war vorauszusehen, daß der Verbaruv mit seinen rück¬

schrittlichen Verbandsbestrebungen bei den Berufsgenossen¬

schaften ein glänzendes Fiasko erleiden würde. Auch ohne sich

die Argumente der Berufsgenossenschaften zu eigen zu machen,

muß jeder Angestellte, der einigermaßen mit Verständnis die

neuen Zeitverhältnisse beurteilt, zu der Ueberzeugung kommen,

daß die dem Verbandsziel des Verbaruv entgegenstehende

Mauer selbst dann nicht umgelegt werden kann, wenn seine

Führer in Trompeten von Jerichow blasen. Anders hingegen

die Bestrebungen des Zentralverbandes der Angestellten, die

dahin gehen, auch für die Berufsgenossenschaftsangestellten
ein freies« den Zeitverhältnissen angepaßtes Arbeitsrecht mit

entsprechenden Sicherungen zu schaffen. Wie lange noch die

in dem Verbaruv organisierten Kollegen einer nutzlosen Sache

zuliebe Geld und Zeit opfern und den in heutiger Zeit mehr denn

je notwendigen Zusammenschluß hindern wollen, ist eine Frage,

die jeden einzelnen tief berühren sollte. Es wäre an der Zeit,

daß bei der Aussichtslosigkeit der Verbaruvbestrebungcn die

Einsichtigen hieraus auch die Konsequenzen ziehen, die stets

von uns im Interesse dieser Berufsgruppe geleistete Gewerk¬

schaftsarbeit anerkennen und sich uns anschließen. Ein Verband

mit einem toten Programm hat keine Lebenskraft; er vegetiert

und kann als eine wirkliche Berufsvertretung nicht angesehen

werden.

Ein Nachtrag zur bezirklichen Ergänzung für den Freistaat

Oldenburg zur Tarifgemeinschaft der Krankenkassenangestellten

ist am 7. April 1922 abgeschlossen worden. Er hat folgenden

Wortlaut:

Gemäß § 8 der bezirklichen Ergänzungen vom 22. Januar

1922 wird auf Grund der Veränderung der Besoldung der Reichs¬

und Staatsbeamten von dem Tarifausschuß mit Wirkung ab

L April 1922 folgende Erhöhung der Gehaltssätze beschlossen:

Die festgesetzten Teuerungszulagen erhöhen sich für

Tarifgruppe I—III um 9500 Mk.« für IV um 8000 Mk.

Die Kinderzulagen erhöhen sich auf folgende Sät/e:
für Kinder bis zu 6 Jahren = 3120 Mk., bis zu 14 Jahren =*

3900 Mk., bis zu 21 Jahren s 4680 Mk.

Neu* aufgenommen: Für verheiratete Angestellte wird eine

Frauenzulage von 2500 Mk. im Jahr gewährt. Diese Zu¬

lage wird auch Witwern gewährt, die einen eigenen Haushalt

führen.

Bezirkliche Ergänzung iür die Krankenkassenangestellten in

Sachsen. Auf Grund der Ziffer 4 der Tarifgemeinschaft zwischen

dem Htuptverband deutscher Ortskrankenkassen (Dresden) und

dem Z&itralverband der Angestellten (Berlin) wurden für 1922

fiir die Krankenkassenangestellten in Sachsen in gemeinschaft¬

licher Verhandlung am 22. März 1922 zwischen dem Vorstande

des Verbandes von Ortskrankenkassen im Freistaate Sachsen

und der Gaufachgruppenleitung der Krankenkassenangestellten

Sachsens folgende Vereinbarungen mit Wirkung vom 1. Januar

1922 ab getroffen:
Hinsichtlich der Besoldung gelten die Sätze der Gruppen V

bis VIII des sächsischen Beamtenbesoldungsgesetzes (einschließ¬

lich der Kinderzulagen bis zum 18. Lebensjahre), und zwar

gelten für die

Tarifgruppe I die Gruppe VIII der Besoldungsordnung
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Besondere Vereinbarungen ober die Gruppe VIII hinaus sind

bei besonderen Verhältnissen zulässig.

Bei der Einreihung in die Besoldungsklassen kommt Ziffer 3

Absatz 3 der Tarifgemeinschaft zur Anwendung Dabei sollen

Abweichungen von der gegenwärtigen Einteilung, die vom

Kassenvorstande als notwendig anerkannt worden sind und für

den einzelnen Angestellten ungünstiger wirken, nur stattfinden,

wenn de Betriebsvertretung damit einverstanden ist oder der

gesetzliche Schlichtungsausschuß nach Prüfung der lokalen Ver¬

hältnisse zustimmt. Nach zwölf gleichen jährlichen Steigerungen

muß das Endgehalt erreicht sein. Aenderungen in der Besoldungs¬

ordnung treten automatisch sofort allgemein in Kraft.

Hilfsarbeiter erhalten

nach vollendetem 14. Lebensjahre 20 Proz.

tt 9%
15. „

25

«t «t
!{>• »*

35

»
17. „

60

18. „
70

n ..
19. .,

80

des Anfangsgehaltes der Qruppe IV der Besoldungsordnung,

nach vollendetem 20. Lebensjahre 85 Proz.

21. M
90

tt t«
22. .,

>5

23. m
100

des Anfangsgehaites der Gruppe • der Besoldungsordnung.

Die Bezahlung der Hilfsarbeiter in den ersten 6 Monaten

ihrer Beschäftigung und der Aushilfsarbeiter erfolgt nach freier

Vereinbarung mit dem Kassenvorstand und dem Betriebsrat

oder Betriebsobmann.

Die Gewährung von Zählgeldern und Aufwandsentschädigun¬

gen bleibt den örtlichen Vereinbarungen überlassen.

Für den Urlaub gelten die tariflichen Bestimmungen, doch

wird cen Kassenvorständen anheimgegeben, den älteren An¬

gestellten einen längeren Erholungsurlaub zu gewähren.

Lehrlinge in Ortskrankenkassen. Der Ausbau der Pflicht¬

krankenkassen sowie der gesamten sozialen Versicherung läßt

eine besondere Schulung des Krankenkassenpersonals als eine

der dringendsten Aufgaben erscheinen. Die Allgemeine Orts¬

krankenkasse in Hamburg beabsichtigt daher die Einstellung von

Lehrlingen neben den schon dort tätigen jugendlichen Hilfs¬

kräften. Dem Verbände erwuchs dadurch die Aufgabe, der

Lehrlingsfrage größte Aufmerksamkeit zu widmen, um zu ver¬

hüten, daß einerseits die in der Privatindustrie unter dem Deck¬

mantel des Lehrlingswesens eine Ausnutzung billiger Arbeits¬

kräfte ermöglicht wird, andererseits aber solchen Lehrlingen eine

mangelhafte Ausbildung zuteil wird. Die Verhandlungen mit der

Ortskrankenkasse führten daher zunächst zum Abschluß von

Richtlinien über die Beschäftigung von Lehr¬

lingen bei der Ortskrankenkasse sowie über die Aufstellung

eines Normallehrvertrages.

In den Richtlinien wird festgelegt, daß von der Notwendig¬

keit der Einstellung von Lehrlingen der Betriebsrat unterrichtet

sowie gutachtlich gehört wird. Die Zahl der Lehrlinge darf

2 Proz. der vertraglich Angestellten nicht übersteigen. Außer¬

dem ist vorgesehen, daß Söhne und Töchter von Angestellten

der Kasse nicht als Lehrlinge eingestellt werden dürfen.

Die Lehrzeit ist auf drei Jahre bemessen unter Einschluß

einer zweimonatigen Probezeit. Die Ausbildung selbst soll alle

Zweige des Kassendienstes umfassen und darf nicht andere,

seiner beruflichen Ausbildung nicht dienenden Arbeiten ein¬

schließen. Zu dem Ausbildungsgang selbst gehört auch der Be¬

such der Fortbildungsschule sowie die Teilnahme an Fachkursen.

Die Regelung der Arbeitszeit, die Gehaltszahlung bei

Krankheiten und sonstigen Behinderungen« die Versicherung, die

Besoldung sowie die Urlaubsfrage regeln sich nach den Be¬

stimmungen des Bezirkstarifvertrages bzw. nach der Dienst¬

ordnung. Jedoch ist ausgemacht, daß Sonntags- und Ueber-

stundenarbeit nicht gefordert werden dürfen und daß die für den

Besuch der Pflichtfortbildungsschule aufgewandte Zeit als

Arbeitszeit.anzurechnen ist. Ferner muß der den Lehrlingen zu¬

stehende Erholungsurlaub in die Zeit der Fortbildungsschulferien
fallen. Nach der jetzt geltenden Dienstordnung steht den Jähr¬

lingen ein Urlaub von 14 Tagen zu. Unsere Forderung auf

drei Wochen Ferien war nicht durchzusetzen« da nach der

Satzung der Kasse dem Vorsitzenden das Recht zusteht, jedem

Angestellten über seinen Sommerurlaub hinaus einen Erholungs¬

urlaub bis zu acht Tagen zu gewähren.

Streitigkeiten aus dem Lehrverhältnis werden endgültig von

dem paritätischen Bezirkstaritausschuß entschieden, nachdem

vorher Verwaltung und Betriebsrat Einigungsverhandlungen an¬

gebahnt haben.

Ist die Kasse nicht Willem oder nicht in der La;Kref den Lehr¬

ling weiterzubeschäftigen, so hat sie drei Monate vor Ablauf der

Lehrzeit dem Betriebsrat hiervon Kenntnis zu geben.

Der Lehr vertrag selbst gibt die obigen Richtlinien In

noch pr'izisertr Form wieder und sagt insbesondere im § 3: „Die

Kasse verpflichtet sich, dem Lehrling Gelegenheit zu geben« »ich

für die Ausübung der Tätigkeit eines Krankenkassenangestellten
die erforderlichen Kenntnisse anzueignen, insbesondere ihn in

allen im Geschäftsbetriebe vorkommenden Arbeiten zu unter¬

weisen.44

Aus der Organisationsarbeit der Äerzte. Unternehmer oder

nicht freigewerkschaftlich organisierte Angestellte schreien Zeter

und Mordio. wenn gelegentlich ein Unorganisierter etwas nach¬

drücklich auf die Notwendigkeit, sich einer freigewerkschaftlichen
Organisation anzuschließen, hingewiesen wird. Mit welcher

Energie die Äerzte die Organisation ihrer Kollegen betreiben,
dafür nachstehend einige Sätze aus Nr. 5 ihrer Verbandszeit¬

schrift ..Aerztliche Mitteilungen44:
„Sämtliche Äerzte müssen in die Organisation. Haben wir

das erzielt, so ist der Kampf bereits halb gewonnen. Zu er¬

reichen ist das nur durch wirtschaftlichen Druck. Wer sich ab¬

sichtlich von der Organisation ausschließt, soll als Mensch und

Arzt verfemt sein. Kein Arzt darf mehr ein Wort mit ihm

wechseln, weder im privaten noch im öffentlichen Verkehr,
weder beruflich noch gesellschaftlich. Er soll wirtschaftlich los¬

gelöst sein und keine Vorteile aus Standeswohlfahrtseinrichtun-*

gen haben, weder für sich noch für seine Angehörigen, er sei

verflucht für alle Zeit. Ebensolche straffe Disziplin muß auch

in der Privatpraxis herrschen. Der Verein gibt eine Vereins¬

mindesttaxe heraus, die das 20fache des vor dem Kriege orts¬

üblichen Honorarsatzes vorsieht und an die jeder gebunden ist.

Wer die Vereinsmindesttaxe mißachtet, wird nach dem dritten

Male von dem gesetzlichen Standesorgan, von der Aerztekam-

mer, vermahnt, beim viertenmal aus der Organisation aus*

geschlossen und als standesunwürdig angesehen. Für einen

solchen Standesverräter ist der vorbezeichnete Boykott die

mindeste Form der Verachtung. Die Aerzteschaft muß die

drückende Kette der wirtschaftlichen Sklaverei abwerfen. Ein

Fronarbeiter wird der Arzt bleiben. Die aufgestellte Forderung
des Zwanzigfachen hat nur Augenblickswert und ist je nach den

Verhältnissen von Zeit zu Zeit abzuändern.41

Wir möchten wünschen, daß, wenn Arbeiter und Angestellte
einmal mit etwas energischem Nachdruck eine Verbesserung
ihrer wirtschaftlichen Lage durchzusetzen suchen, dann nicht

immer die Äerzte die ersten Rufer im Streit gegen die Kämpfen¬
den sind und sofort drohen. Kranke einfach dahinsterben zu las¬

sen, weil sich in der Versorgung und in der Durchführung von

Operationen einige Schwierigkeiten ergeben.
Im übrigen möchten wir aber unseren Mitgliedern dieses

Beispiel der Äerzte vor Augen halten und ihnen empfehlen, sich

mit gleicher Energie für die Gewinnung auch des letzten Kollegen
als Mitglied einzusetzen.

Eine Bezirkskonferenz der vogtländischen Krankenkassen¬

angestellten fand am 2. April in Plauen i. Vogtl. statt. Sie war

stark besucht. Erschienen waren auch Vertreter von Kassen¬

vorständen und Gewerkschaftskartellen. Kollege Brenke-Berlin

referierte über „Die Rechtsverhältnisse der Krankenkassen¬

angestellten44. Der Verlaui der Versammlung war ein guter.

Gaufachkonferenz der schlesischen Krankenkassenangestellten.
Diese tagte am 26. März in Breslau. Kollege Brenke-Berlin

sprach über „Die Rechtsverhältnisse der Krankenkassenange¬

stellten14. Die Diskussion bewegte sich im Sinne des Referats.
Nach einem Bericht der Kollegen Schramm über die bezirklichen

Verhandlungen mit dem schlesischen Krankenkassenverband

wurde nach lebhafter Debatte der getroffenen Abmachung zu¬

gestimmt. Hierauf folgten die Wahlen zum Bezirkstarifausschuß

und zur Gaufachgruppenleitung. Der Gaufachgruppenleitung ge¬

hören an: Kitzler-Breslau, Blau-Waidenburg, Gründer-Görlitz

und Brauner-Liegnitz.

Knappschaftsangestellte und Reichsknappschaftsgesetz. Auf

die wiederholten Anfragen des Zcntralverbandes der An¬

gestellten beim Reichsarbeitsministerium, ob es gewillt ist, die

für die Knappschaftsangestellten entscheidende Bestimmung des

von der Vierzehnerkommission aufgestellten Entwurfes über

ein Reichsknappschaftsgesetz, wonach die Knappschaftsange-<
stellten zu Staatsbeamten gemacht werden soiien, in den amt¬

lichen Gesetzentwurf zu übernehmen, haben wir nunmehr end¬

lich folgende Antwort erhalten:

„Im Hinblick auf die dort bekannte Stellungnahme des

Ausschusses zur Ausarbeitung des Reichsknappschaftsgesetzes
hat die Reichsregierung den Gesetzentwurf über ein Reichs¬

knappschaftsgesetz nunmehr mit nur ganz geringfügigen AeiH

gerungen dem Reichsrate vorgelegt.
Ich bin aber bereit, die Vertreter des Zentralverbandes

der Angestellten am Mittwoch, den 19. April d. J. zu einer be*

sonderen Rücksprache zu empfangen.44

Daraus geht hervor« daß die Reichsregierung die von unJ

angefochtene Bestimmung ohne Aenderung übernommen hat,

was uns in der Besprechung von den Vertretern des Reichs-J

•rbettsministeritiRis (RAM.) auch ausdrücklich bestätigt wurde«

Jn dieser BeSprechuLg haben wir Verwahrung dagegen e_n«
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„clegt. daß man in einer derartig wichtigen Frage die Ver¬

treter der Organisationen erst hört, nachdem der amtliche Ge¬

setzentwurf bereits fertiggestellt und den gesetzgebenden Kör¬

perschaften zugegangen ist. Wir wiesen darauf hin. daß man

-uif unsere wiederholten Schreiben uns nie eine positive Antwort

gegeben habe und uns jetzt plötzlich vor eine vollendete Tat¬

sache stelle. Biese Provokation würden wir m:t den schärfsten

Abwehrmaßnahmen beantworten. Bie Vertreter des RAM. ver¬

suchten ihr Verhalten damit zu entschuldigen, daß von Seiten

der Bergarbeiter eine beschleunigte Weiterleitung des Gesetz¬

entwurfs an d:e gesetzgebenden Instanzen gefordert sei. Im

übrigen seien dem Ministerium durch den Beschluß in Salzuflen

gewissermaRcn dic Hunde gebunden Wir haben darauf erklärt,

:;ß die«er Beschlufl nur durch die Zustimmung von zwe< Ver¬

tretern des christlichen Bergarbeiterverbandes zustande

..kommen ist. die aber unter ganz falschen Voraussetzungen

ab tjmm. haben. Hiesc beiden Vertreter warm über die Bc-

Mreb'.iMgen nnd Wünsche der Kr.appschaftsangcstellten nicht

rech! im Bilde unJ haben inzwischen, nachdem sie informiert

'»rden lind, bereits «i«€ entgegengesetzte Stellungnahme gc-

. nßert Wenn also das RAM. den Entwurf mit diesem Argument

verteidigen will so müsse ihm schon gesagt werden, daß es

¦

ne Stellungnahme auf sehr losem Sand gebaut habe. Man

\ ersuchte uns dann klarzumachen, daß es sich auch nicht darum

drehe, die Knaf_ptcfeaHsin.tesle.Uen s« Staatsbeamten, sondern

nur darum, diese Angestellten zu Beamten des Reichsknapp-

Khaftsvereina «« machen; allerdings seien die Rechtsaueren

fiir diese Beamten diesc'ben wie für die Reichsbeamten. Darauf

haben wir erklärt, daß wir uns auf derartige Haarspaltereien

nicht einlassen, für uns kommt es nicht darauf an. ob man

..direkte" oder ..indirekte" Staatsbeamte schaffen will, sondern

¦
r nis ist entscheidend, daß diesen Beamten genau die gleichen

I'dichten wie den Reichsbeamten auferlegt werden sollen, mit

;i'ik"en Worten, daß diese Beamten genau den gleichen Be¬

schränkungen ihrer staatsbürgerlichen Rechte (u. a. des beab¬

sichtigten Ausschlusses des Streikrechts) unterworfen sind wie

..;e Staatsbeamten, wie dies auch aus der Begründung zum

Gesetzentwurf klar hervorgeht. Wir wiesen gleichzeitig darauf

hin. daß aus dieser Begründung in noch viel deutlicherer Weise

als aus dem Gesetzentwurf hervorgeht, in welcher durchaus

..großzügigen" Art man den Angestellten ihr Mitbestimmungs¬

iecht rauben will. Bei dieser Gelegenheit stellte sich heraus,

laß das RAM. diese Begründung der Vierzehnerkommission

ebenfalls übernommen hat. Den Beamten des RAM. schien

dabei selbst nicht recht wohl zu sein und sie führten zur Ent¬

schuldigung an. daß das Ministerium, nachdem es einmal den

Gesetzentwurf übernommen, auch die Begründung übernehmen

müsse. Das ist schon richtig, denn wer A sagt, muß auch B

Katen. Wir wissen jedcufal's. woran wir sind und werden

unsL-rj Ste'lungnihmc dem RAM. gegenüber demgemäß ein¬

stellen. Wir haben dies den Vertretern des RAM. auch bereits

gesagt und auch auf den ungeheuren Widerspruch hin-

. es««, der darin liegt, daß mau die Direktoren und ähnliche

leitende Angestellte auf Privatdienstvcrtrag anstellen will,

während die diesen Direktoren unterstellten Angestellten in das

Beamtenverhältnis überführt werden sollen.

Zum Schluß versuchten die Vertreter des RAM. uns-mit der

Erklärung zu beruhigen, daß einer Aenderung dieser Bestimmun¬

gen durch die gesetzgebenden Körperschaften nichts im Wege

Stände. Wir denken nicht daran, uns auf solche faulen Ausreden

einzulassen. Der Reichsfachansschuß der Knappschaftsangestell¬

ten ist bereits zusammeuberufen, um gemeinsam mit dem Ver-

bai'dsvorstand alle AbwehrmaPnahmcn zu beraten.

Knappschaftsangestellte, rüstet zum Kampf!

Offene Stellen.

kassenangestellter fiir Krankenabfertigung. Lebenslauf mit

Zeugnisabschriften an Allgemeine Ortskrankenkasse Lützen, Sitz

Leuna-Werke (Kreis Merseburg).

Expedient, mit sozialer Gesetzgebung vollständig vertraut.

Er muß eine Zahl- und Meldestelle selbständig verwalten können.

Ausführliche Gesuche mit Zeugnisabschriften erbeten an All¬

gemeine Ortskrankenkasse Klingcnthal und Umgegend.

Kassengehiife, mit einschlägigen Gesetzen vollkommen ver¬

traut. Ycrtrautscin mit Einzugsgeschäften für die Invalidenver¬

sicherung ist Bedingung. Lebenslauf und Zeugnisabschriften an

Kreiskrankenkassc Gehren i. Thür.

Kassengehiife zu sofortigem Antritt. Allgemeine Orts¬

krankenkasse für den Stadtbezirk Ilmenau i. Thür.

Rechtsprechung.
Nach § 14 der Dienstordnung für Berufszenossenscliafts-

angcstellte sind die nadi der Festsetzung des Ruheeehalts oder

der Hinterbüebenenbezüge ftir die PensionsverhäUnisse der

Reichsbeamten erlassenen Gesetze nnd Verordnungen auf die

AUpcnsionäre anzuwenden. Beschlufl des Reichsversicherungs¬

amts, Abteilung für Unfallversicherung, vom 6. Februar 1922

(Aktenzeichen I 44 III B.S./21).

Aus den Entscheidungsgründen: Nach | 14 der

Dienstordnung der Lagerei-Berufsgenossenschaft haben Ange¬

stellte auf Lebenszeit Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterblie¬

benenfursorge nach den für dic Reichsbeamten geltenden Be¬

stimmungen. Der Auffassung des Genossenschaftsvorstandes,

daß nur bei der ersten Feststezung der Beziige der Hinderblic-

benen von Angestellten, die zurzeit für die Reichsbeamten gel¬

tenden Grundsatze anzuwenden, spätere Aenderungen det Grund¬

sätze aber für die einmal festgesetzten Bezüge ohne Bedeutung

seien und daher auch das Pens';on5ergänzun^see^ctz vom 21. De¬

zember 1920 auf die Bezüge der Beschwerdeführerin keine An¬

wendung finde, ist der Scjiat nicht beigetreten. Aus d?m Wort¬

laut der Bestimmung läßt sich dieser Sinn nicht folgern, er läßt

auch die von der Beschwerdeführerin gewollte Auslegung zu,

daß die Grundsätze auch während des späteren Verlaufs des

Hinterbliebenenfursorge Verhältnisses von maßgebendem Einfluß

auf die Bemessung der Beziige bleiben und Aenderungen. die sie

zugunsten der Hinterbliebenen der Reichsbeamten erfahren,
auch den Hinterbliebenen der berufsgenossenschaftüchen Ange¬

stellten zugute kommen sollen und diese weitere Auslegung er¬

scheint geboten, wenn man die Entstehungsgeschichte und den

Zweck der Bestimmung in Betracht zieht.

Die Bestimmung ist aus | 14 Vorschlag 2 der vom Reichsver¬

sicherungsamt im Jahre 1912 aufgestellten Musterdienstordnung

für die Angestellten der Berufsgenossenschaften (Amtliche Nachr.

des RVA. 1912 Seite 1104 fg.) wörtlich übernommen. Wie das

Reichsversicherungsamt bereits in dem Beschlüsse vom 18. März

1921 in Sachen H. contra Mecklcnburg-Streützsche landwirtschaft¬

liche Berufsgenossenschaft — I 29/30 III B. S. — ausgeführt hat«

wo es sich um die Bemessung des Ruhegehalts eines Altpensionärs

einer Berufsgenossenschaft nach den Vorschriften des Pensions-

ergänzungsgesetzes vom 21. Dezember 1920 handelte, liegt der

Bestimmung der Musterdienstordnung der soziale Zweck zu¬

grunde, die berufsgenossenschaftlichen Angestellten mit den

Reichsbeamten insofern gleichzustellen, als es sich um Siche¬

rung der wirtschaftlichen Lage der Angestellten handelt. Davon,

daß diese Gleichstellung auf den Zeitpunkt der ersten Festsetzung

des Ruhegehalts und der Hinterblicbenenbczüge beschränkt sein

sollte, ist bei den der Musterdienstordnung zugrunde liegenden

Beratungen keine Rede gewesen. Wäre es der Fall gewesen

und eine solche Beschrankung für zweckmäßig befunden worden,

so wäre es ohne Zweifel auch in der Bestimmung zum Ausdruck

gekommen. Man wollte also dem Gedanken eine allgemeine

Tragweite geben, und diese ging dahin, daß die Grundsätze über

die Höhe des Ruhegehalts der Angestellten und der Hinterbüe¬

benenbezüge nicht nur während eines einzelnen Zeitpunktes, des

der ersten Festsetzung, sondern fortlaufend nach den Bestim¬

mungen, die im gleichen Falle iür die Reichsbeamten gelten, fest¬

gesetzt werden sollten. Uebernimmt nun eine Genossenschaft,

wie im vorliegenden Falle, eine solche Bestimmung, so muß an¬

genommen werden, daß sie sich auch den sozialen Gedanken,

der ihr zugrunde liegt, zu eigen gemacht hat. Auch die Be¬

stimmung des | 14 der Dienstordnung der Lagerei-Bcrufs-

genossenschaft kann deshalb nur dahin ausgelegt werden, daß die

für die Hinterbliebenen der Reichsbeamten geltenden Bestim¬

mungen aui die der berufsgenossenschaftüchen Angestellten derart

anzuwenden sind, daß Aenderungen, die zugunsten der Reichs¬

beamten getroffen werden, auch auf die in den Ruhestand ver¬

setzten Angestellten der Genossenschaft und die Hinterbliebenen

Anwendung finden.

Die Witwen und Waisen der vor dem 1. April 1920 ver¬

storbenen Reichsbeamten erhalten nach § 2 des Pensionscrgan-

zungsgesetzes zu ihren Hinterbliebcncngebührnissen einen Zu¬

schuß In Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem ihnen ge¬

setzlich zustehenden und demjenigen Witwen- und Waisengelde,

das sieb ergeben hätte, wenn das der Bemessung der Hinterblie-

benengebührnisse^ zugrunde liegende Ruhegehalt bereits nach

Maßgabe der im § 1 des Gesetzes bezeichneten Vorschriften fest¬

gestellt worden wäre. Die Feststellung des Ruhegehalts erfolgt

nach § 1 in der Weise, daß zu dem früher festgesetzten Ruhe¬

gehalt ein Zuschuß gewährt wird, der gleich ist dem Unter¬

schiedsbetrage zwischen dem gesetzlich zustehenden und dem

jenigen Ruhegehalt, das sich ergeben hätte« wenn der Beamie

bei seinem Ausscheiden aus der zuletzt von ihm bekleideten

Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung

von diesem Zeitpunkt in Kraft tretenden Vorschriften besoldet

gewesen und in den Ruhestand versetzt worden wäre. Diese

Vorschriften sind auf dic Hinterbliebenenbezüge der Beschwerde¬

führerin entsprechend anzuwenden und die Bezügo demgemäß

vom 1. April 1920 an zu erhöhen.

Hinzuziehung von Angestellten zu Vorstandssitzungen der

Ortskrankenkassen. Entscheidung des Reichsversicherungsamts,
Beschlußsenat der Abteilung für Kranken-, Invalider- und Hinter¬

bliebenenversicherung, vom 19. Dezember 1921

Gründe: Der Vorstand der Allgemeinen Ortskrankenkasse

in H. hatte in seiner Sitzung vom 14. Januar 1921 einen Ver¬

treter der Versicherten zum ersten und einen Vertreter der
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Arbeitgeber zum zweiten Vorsitzenden gewählt. Beiden Vor¬

sitzenden soften bei der Verwaltung und Vertretung der Kasse

die gleichen Recnte zukommen. In der Vorstandssitzung vom

21. Januar 1921 wurde diese Regelung von d«en Arbeitnehmer-

Vertretern beanstandet und darauf hingewiesen, daß die Satzung

(§5 67 und 68) nur einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter

des Vorsitzenden vorsehe. In einer weiteren Sitzung vom

2h. Januar 1921 beschloß der Vorstand demgemäß, daß die Ver¬

tretung der Kasse nur dem (ersten) Vorsitzenden des Vor¬

standes obliegen solle und seinem Stellvertreter weder die bei

der Kasse eingehenden Schriftstücke zur Kenntnis noch die von

ihr ausgehenden Schriftstücke zur Mitzeichnung vorzulegen seien.

In der Sitzung vom 21. Januar 1921 bcsch'oß der Vorstand

ferner mit Stimmenmehrheit, daß zur Entlastung des Schrift-

fuhrers ein Angestellter der Kasse zur Abfassung der Nieder¬

schrift \n den Vorstandssitzungen herangezogen werden solle,

die Auswahl des Angestellten wurde «,dcn beiden Vorsitzenden

unter Hinzuziehung der Verwaltung und des Betriebsrates"

übertragen.

Auf Anregung des Vorstandes sowie der Arbeitgeberver¬

treter im Vorstande hat das Versicherungsamt zu den bezeich¬

neten Beschlüssen Stellung genommen und am 7. und 16. Februar

\92\ anv;eorunet, daß d^r Stellvertreter des Vorsitzenden, um

jederzeit die Vertretung übernehmen und die Geschäfte fort¬

fuhren zu können, in die Lage zu setzen sei, von allen Vor¬

gängen in der Kasse in vollem Umfange Kenntnis zu nehmen,

sich ober alle Maßnahmen zu unterrichten, alle einlaufenden

Schriftstücke und alle mündlich gestellten Anträge einzusehen.

Der Stellvertreter stehe in der Verwaltung der Kasse dem Vor¬

sitzenden durchaus gleich, was auch darin zum Ausdruck komme«

daß beiden durch einen Nachtrag zur Satzung eine gleiche Ent¬

schädigung für Zeitverlust zugebilligt sei. — Die Zuziehung eines

Angestellten zur Anfertigung der Niederschrift erklärt das Ver¬

sicherungsamt für unzulässig, weil nach § 71 Abs 2 der Satzung

die Niederschrift von dem hierfür besonders entschädigten, aus

den Vorstandsmitgliedern gewählten Schriftführern herzu¬

stellen sei.

Diese Anordnung haben sowohl die Arbeitgebervertreter im

Vorstände, vertreten durch den stellvertretenden (zweiten) Vor¬

sitzenden, als auch der Vorstand der Kasse durch Beschwerde

bei dem Oberversicherungsamt angefochten. Die Arbeitgeber¬

vertreter verlangen die Anerkennung der Gleichberechtigung des

zweiten Vorsitzenden mit dem ersten Vorsitzenden auch soweit

die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Kasse in

Frage kommt. Der Vorstand vertritt dagegen den Standpunkt«

daß dem Stellvertreter auch in der inneren Verwaltung der Kasse

nicht die gleichen Rechte wie dem Vorsitzenden zukämen und

daß der Zuziehung eines Angestellten zur Anfertigung der Nieder¬

schrift Gesetz und Satzung nicht entgegenständen.

Das Oberversicherungsamt hat die Beschwerde der Arbeit-

gebervertreter durch Entscheidung vom 22. August 1921 zurück¬

gewiesen und auf die Beschwerde des Kassenvorstandes hin aus¬

gesprochen, daß dem Stellvertreter des Vorsitzenden sowohl in

der inneren Verwaltung der Kasse wie bei der Vertretung nach

außen die Rechte des Vorsitzenden nur im Falle der Behinderung

des letzteren, also vertretungsweise, zukämen. Dagegen wird

die Anordnung des Versicherungsamtes über die Zuziehung eines

An^esteUten zur Schriitführung vom Oberversicherungsarnt ge¬

billigt und die Beschwerde des Vorstandes insoweit zurück¬

gewiesen mit der Begründung, daß nach § 71 Abs. 2 der Satzung
die Niederschrift von dem gewählten Schriftführer selbst zu

führen sei und nach § 11 der Reichsversieherungsordnung im

allgemeinen nur die berechtigten Personen an den Vorstands-

sitzungeu teilnehmen düriten.

Gegen diese Entscheidung iiaben der stellvertretende Vor¬

sitzende namens der Arbeitgebervertreter und der Kassenvor¬

stand weitere Beschwerde eingelegt. Der stellvertretende Vor¬

sitzende begehrt die Nachprüfung der Vorentscheidung, soweit

sie den Umfang seiner Befugnisse zutrifft; der Kassenvorstand

erstrebt die Anerkennung seines Beschlusses über dic Zuziehung
eines Argestellten zur Unterstützung des Schriftführers. Auf den

näheren Inhalt der Schriftsätze der Beteiiijs'tcn sowie der Vor¬

entscheidungen wird Bezog genommen.

Es war wie geschehen, zu entscheiden.

Nach § 33 der ReichsvecsicherunKsordnun« entscheidet die

Aufsichtsbehörde bei Streit über dic Rechte und Pflichten dtr

Orgaue von Versicherungsträgern und ihrer Mitglieder. Die auf

Orund dieser Vorschrift ergangene Entscheidung des Versiche¬

rungsamts kann von den Beteiligten im Beschwerdeverfahren
nach der Reichsversichenmgsordnung angefochten werden. Be¬
teiligt ist auch das durch die Entscheidung betroffene Mitglied
des Organs. Die weitere Beschwerde des stellvertretenden Vor¬

sitzenden des Kassenvorstardes ist daher jedenfalls Insoweit

znfSssig, als s.'c im eiferen Namen des Bezeichneten betrieben
TvlrJ. Sic kann aher sachlich keinen Erfolg haben. Nach § 75

der Sat_:um_c wird die Kasse gerichtlieh und außergerichtlich
durch den Vorsitzenden vertreten. Für eine Mitwirkung seines
St* I rtreters bei der Vertretung der Kasse ist daher, abgesehen
m den Falle des § b8 der Satzung (Behinderung des Vor¬

sitzenden), kein Raum. Aber auch ein Recht auf Mitwirkung
des Stellvertreters bei den Obliegenheiten des Vorsitzenden im

inneren Dienst der Kasse läßt sich weder aus einer Vorschrift
des Gesetzes noch aus einer Bestimmung der Satzung herleiten.
Dem Stellvertreter des Vorsitzenden sind, von seiner im Bedarfs¬

fälle eintretenden Vertrctungsbefugnis abgesehen, keine weiteren

Rechte eingeräumt als den übrigen Mitgliedern des Kassenvor¬
standes. Es mag zweckmäßig sein, gerade ihm, soweit dies

ohne Verzögerung der Geschäfte geschehen kann, einen möglichst
eingehenden Ueberblick über die Einzelheiten der Kassenver-

waltung zu gewähren, um ihm dic vertretungsweise Führung der

Geschäfte, die ihm jederzeit zufallen kann, zu erleichtern. Ein

Anspruch auf eine derartige Beteiligung an den Obliegenheiten
des Vorsitzenden ist aber von dem Oberversicherungsarnt mit

Recht verneint worden.

Dagegen mußte der Beschwerde des Kassenvorstandes gegen

die Entscheidung des Oberversicherungsamtes stattgegeben wer¬

den. Allerdings sind nach § 71 Abs. 2 der Satzung die in den
Vorstandssitzungen gefaßten Beschlüsse von dem ..Schriftfüh.vr4
in ein Protokollbuch einzutragen. Der Schriftführer wird aus

den Mitgliedern des Vorstandes bestimmt und erhält nadi § 66
der Satzung als Entschädigung für Zeitverlust einen Jahres¬

betrag von 150 Mk. Hieraus ist aber nicht zu folgern, daß er

die bezeichneten Niederschriften unbedingt eigenhändig anzu¬

fertigen habe. Zu einer so enzen Auslegung, die iu vielen Füllen
dem Bedürfnis nicht entsprechen würde, zwingt der Wortlaut

der Satzung nicht. Allerdings ist der Schriftführer — das ist

der Zweck seines Amtes und der Sinn des § 71 Abs. 2 der

Satzung — für die Richtigkeit der Niederschrift verantwortlich.

Es steht aber nichts im Wep.e, daß ihm bei der Herstellung des
Schreibwerks eine Unterstützung zuteil wird, um seine Be¬

teiligung an der Beratung und Abstimmung des Vorstandes sn

erleichtern. Zu diesem Zwecke darf zwar, wie das Bayerische
Landesversicherungsamt in der Entscheidung vom 19. Mai 1915

(Entscheidungen und Mitteihmgen des RVA. Band 6 Seite 1)
mit Recht annimmt, nicht ein Privatangcstelltcr eines Vorstands¬

mitgliedes zugezogen werden, da seine dauernde Anwesenheit

bei sämtlichen Sitzungen mit dem Grundsätze der Nichtoffent-

lichkeit der Sitzung (§ 11 des RVO. — § 71 Aus. 3 der Satzung)
unvereinbar wäre. Dagegen kann die Zuziehung eines Kassen¬

angesteUten zur Erledigung des Schreibwerks nicht als unstatt¬

haft angesehen werden. Die Geheimhaltung der Vorgänge iu

der Sitzung wird in diesem Falle durch die dem Angestellten
nach §§ 141 ff. der Reichsversieherungsordnung obliegende Amts¬

verschwiegenheit gewährleistet. Es ist auch nicht anzunehmen,
d«tt durch seine Anwesenheit die unbeeinflußte Beratung und

Abstimmung beeinträchtigt wird, da ihm eine über die Ab¬

fertigung der Niederschrift hinausgehende Beteiligung an der

Verhandlung nicht gestattet und ein persönlicher Anspruch auf
Teilnahme an der Sitzung nicht eingeräumt ist. Insofern unter¬

scheidet sich der Fall von dem der Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 19. Dezember 1921 (II K 77;21 B) za-

grunde'iegenden Sachverhalt. Falls etwa je nach der Persön¬

lichkeit des betreffenden Angestellten bereits seine bloffe An¬

wesenheit die NichtÖffentlichkeit oder den unbeeinflußten Verlauf

der Sitzung gefährden sollte, bleibt es der Aufsichtsbehörde un¬

benommen, in dieser Hinsicht die erforderlichen Anordnungen

zu treffen.

Gegen die Feststellung der Dienstordnung durch das Ober-

versicherungsamt nach 8 356 RVO« ist eine Beschwerde an das

Reichsversicherungsamt nicht zulässi?« Entscheidung des Reich -

versicherungsamts. Besch!ußsenat der Abteilung für Kranken-,

Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung vom 29. August 1914

(Aktenzeichen II K. 909/14).
Durch Verfügung des Versicherungsamts G. vom 12. März

1914 war der Vorstand der Allgemeinen Ortskrankenkasse in

G. aufgefordert worden, binnen 6 Wochen eine Dienstordnung
für die KassenangesteUten aufzustellen und beim Versicherungs¬

amt einzureichen. Da der Vorstand innerhalb der vorgeschrie¬
benen Frist eine Dienstordnung nicht eingereicht hat — eine

solche ist vielmehr erst am 20. Mai 1914 bei dem Versicherungs¬

amt eingegangen —, hat das Oberversicherungsarnt gemäß $ 356

RVO. eine Dienstordnung festgestellt. Gegen die Verfügung

des Oberversicherungsamts hat der Vorstand Beschwerde an d

Reichsversicherungsamt eingelegt und beantragt die Verfügu ^r

autzuhehen. Ei hat die Beschwerde damit begründet, dafi vs

dem Vorstand nicht möglich gewesen sei, innerhalb der gesetzt
Frist dic Dienstordnung einzureichen«

Der Beschlußsenat hatte zunächst zu prüfen, ob eine I

schwerde an das Reichsvcsicherun^samt gegen die Verfügui i

des Oberversicherungsamts zulässig ist. Diese Frakre mußte v<

neint werden. Nach § 355 Abs. 4 RVO. entscheidet falls die

Genehmigung der Drcns!ordntmg versaef wird, auf Bescbwi

t!;e oberste Verwaltungsbehörde« Aus der Begründung zum Ent¬

wurf der Reichsversieherungsordnung ergibt sich, daB dic
.

Regelung um deswillen getroffen isf, weil es sich um Be;

vcrh:Vf e handle und die Entscheidung daher in letzter Instanz

zweckmäßig der obersten Verwaltungsbehörde des Bundesstaa¬

tes, nicht dem Reichsversicherungsamt zu überwc<>c.i sei
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vergleichen Begründung Seite 20). Eine Zuständigkeit des

Reichsversicherungsamts ist hinsichtlich des sachlichen Inhalts

der Dienstordnung somit nicht gegeben. Daraus folgt aber, daß

auch hinsichtlich des $ 356 RVO. eine Beschwerde an das Reichs¬

versicherungsamt nicht zulässig sein kann. Denn der Erlaß der

Dienstordnung steht mit ihrem Inhalt in einem SO engen Zu¬

sammenhang, daß es nicht angängig erscheint, hierfür im Be-

schwcrdeialle eine andere letzte Instanz anzunehmen. Würde

Ich die vorliegende Beschwerde z. B. nicht nur gegen den Erlaß

gemäß § 356 a. a. ()., sondern auch nef^en den Inhalt einzelner

Bestimmungen der Dienstordnung richten, so würden sowohl das

Reichsversicherungsamt wie auch die oberste Verwaltungsbe¬

hörde als Beschwerdeinstanzen tätig werden. Ein solches

Nebeneinanderarbeiten zweier letzter Instanzen müßte zu Unzu¬

träglichkeiten führen und unzweckmäßig sein. Es muß daher

als der Wille des Gesetzgebers angenommen werden, daß für

Erlaß und Inhalt der Dienstordnung das Reichsversicherungsamt

als Beschwerdeinstanz nicht zuständig ist. Es handelt sich hier

um Fragen der äußeren Organisation, die dazu noch mit dem

Beamtenrecht der Einzelstaaten verknüpft sind. Zur Erledigung

solcher Organisationsiragen ist als letzte Instanz regelmäßig

nicht das Reichsversicherungsamt berufen. Das hat das Reichs¬

versicherungsamt auch hinsichtlich des § 229 RVO. schon an¬

genommen (zu vergleichen Entscheidung 16S6, Amtl. Nachr. des

RVA. 1913, S« 413). Der hier vertretenen Ansicht pflichtet Hoff-

marin (Kommentar zur Reichsversieherungsordnung. 2. Buch«

Krankenvers.cherung. 5. Aufl., Anm. 5 zu § 356) bei. während

Hahn (Handbuch der Krankenversicherung. Anm zu § 356) die

Beschwerde an das Reichsversicherungsamt für zulässig erachtet.

Obwohl er für den Erlaß einer Krankenordnunvr. für den nach dem

Wortlaut des Gesetzes und der Begründung (S. 209) das gleiche

Verfahren gilt, das Gegenteil annimmt (Handbuch der Kranken¬

versicherung. Anm. zu R 347). Dabei ist aber die Kranken¬

ordnung durch dic Beschlußkammer zu erlassen. Wenn Hahn

trotzdem die Beschwerde an das Reichsveisicheruir'samt hier

verneint, so ist nicht einzusehen, warum er für die Dienstordnung,

dic im Verwaltungsweg erlassen werden kamt das Beschwerde¬

recht an das Reichsversicherungsamt bejaht. Es ergibt sich«

daß ein Beschwerderecht an das Reichsversicherungsamt im

Falle des § 356 RVO. nicht gegeben ist. Die Beschwerde war

somit als unzulässig zu verwerfen.

Anmerkung: Nach vorstehender Entscheidung wie auch

nach den einschlägigen Kommentaren zur Reichsversieherungs¬

ordnung dürfte eine Beschwerde gegen die Aufstellung der

Dienstordnung durch das Oberversicherungsarnt gemäß § 356

RVO. keinen Erfolg haben. Es bleibt jedoch den Kassenvorsttu-

den unbenommen, jederzeit eine Aenderung der Dienstord¬

nung zu beantragen. In diesem Falle geht das Genehmigungs¬

verfahren gemäß § 355 vor sich. Anders liegt die Sache, wenn

die Aufstellung der Dienstordnung durch das Obervcrsicherunes-

amt auf Grund des Sperrgesetzes erfolgt ist. In diesem Falle

ist die Entscheidung des Landesschiedsgerichts anzurufen.

rnvalidenversicherungspflicht von Bureauangesteilten. Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts vom 17. Mai 1921.

Gründe: Karl F., Bruno S., August O. und Alfred R. sind als

Kanzleihilfsschreiber außerplanmäßig bei dem Oberlandesgericht

m Kiel auf Privaidienstvertrag bei fristlosem Kündigungsrecht

der Justizverwaltung angestellt. Sie erhalten Lohn aui Grund

des Teiltarifvertrags — Vergütungsgruppe II — für die Ange¬

stellten bei den Reichs- und preußischen Staatsverwaltungen vom

*». Juni 1920. Der Jahreslohn übersteigt 2000 Mk. Eine Anwart¬

schaft auf Ruhegeld, Witwen- oder Waisenrente ist ihnen nicht

gewährleistet. Nach dem Justizministcrialcrlaß vom 14. Juni

1920 sind sie grundsätzlich, von den Fällen vorübergehender Ver¬

tretung abgesehen, nur zu den einfachen Kanzleiarbeiten heran¬

zuziehen.

Der Oberlandesgerichtsprüsident als Arbeitgeber wie auch

sie selbst bestreiten ihre Invalidenversicherungsnflicht. Das

Versicherungsamt der Stadt Kiel hat sie über ihre Beschäftigung

vernommen und Peststellungen an ihrer Beschäftigungsstelk ge¬

macht. I*s hat durch Beschlufl Seines Vorsitzen len vom 22. Ja¬

nuar 1921 entschieden, daß sie als Gehilfen im Sinne des § 1226

Abs. 1 Nr. 1 anzusehen und somit versicherungspflichtig sind.

Gegen diesen am 1. Pebruar 1921 zugestellten Beschluß hat

der Oberland(SgerichtSprlsident durch Schreiben vom 14. Fe¬

bruar 1921, eingegangen beim Oberversicherungsarnt Schleswig

am 17. Pebruar 1921, Beschwerde eingelegt. Durch Schreiben

vom 4. April 1921, eingegangen am 6. April 1921, haben die vier

Kanzleihilfsschreiber Abgabe der Sache an das Reichsversiebe-
mngsamt beantragt.

Anf die Erhebungen und den Inhalt des angefochtenen Be¬

schisses des Versicherungsamtes, der Beschwerdeschrift sowie

r Begrfiadiutgsschrift des Oherversichernngsamtes Schlcswig-
tfclstelfl vom 11. April ]l)2\ wird Bezug genommen.

Die B bwerde ist form- nnd fristgerecht eingelegt. Das

Oberversicherungsarnt hat ausweislich der Akten den vier Kanz-

lcihilfsschreibern von der Beschwerdeschrift keine Kenntnis ge¬

geben oder sie sonst zur Aeußerung aufgefordert. Da sonach

die Frist des § 1459 Abs. 2 RVO. nicht in Lauf gesetzt ist« ist der

Antrag auf Abgabe der Sache von ihnen als Beteiligten frist¬

gerecht gestellt.
Es war zu entscheiden, wie geschehen.
Zur Feststellung, ob eine Person als Gehilfe oder als An¬

gestellter in gehobener Stellung anzusehen ist, ist die Art der

ihr zugewiesenen Hauptbeschäitigung maßgebend. Außer Be¬

tracht bleibt, wenn sie nebenher und in beschränktem Maße auch

•minder- oder höherwertige Tätigkeit ausübt, die der Haupttätig¬
keit niederer oder höherer Berufsgruppen entspricht; ebenso ist

die Benennung der Tätigkeit, die Höhe der Entlohnung und die

Dauer des Arbeitsverhältnisses nebensächlich. Wie sich aus

der Zusammenstellung der Nrn. 1 und 2 des § 1226 RVO. ergibt,
muß das Verhältnis der Bureaugehilfen zu dem Angestellten in

gehobener Stellung als ein ähnliches angeschen werden, wie das

des Gcse'ien oder Gehilfen in einem gewerblichen Betlieb zu

dem Werkmeister oder Betriebsbeamten. Wie ein Gehilfe oder

Geselle im gewerblichen Betrieb dadurch, daß er Arbeiten, die

eine größere Geschicklichkeit und Ueberlegung erfordern, aus¬

übt und deshalb höheren Lohn bezieht als der gewöhnliche Ar¬

beiter, oder dadurch, daß er auch hier und da Dienste des Werk¬

meisters versieht, noch nicht in die Klasse der Werkmeister za

setzen ist, so auch der Bureaugehilfe unter den gleichen Ver¬

hältnissen nicht in die Gruppe der Angestellten in gehobener
Stellung.

Für den Begriff des Gehilfen ist wesentlich, daß er, gleich¬
viel iu welchem Betriebe, Hilfsperson eines Arbeitgebers ist«

die innerhalb des ihr zugewiesenen Beschäftigungskreises ihre

Haupttätigkeit ohne Selbständigkeit und ohne eigene Verant¬

wortung unter fremder Leitung auszuüben hat.

Es kann kein Zweifel sein, daß dies auf dic hier in Frage
stehenden vier Personen zutrifft.

Der Justizministcrialcrlaß vom 14. Juni 1920 weist ihnen als

Haupttätigkeit nur einfache Kanzleiarbeiten zu. Aus den Ver¬

nehmungen und Feststellungen des Versicherungsamts ergibt sich

ferner, daß sie dem Kanzleiinspektor unterstellt sind und dessen

Anordnungen zu folgen haben. Er teilt ihnen die Arbeiten zu,

prüft die geschriebenen Sachen auf ihre Richtigkeit und legt sie

dann dem Dezernenten — Richter oder Sekretär — zur Unter¬

schrift vor. Die Tätigkeit im einzelnen ist folgende:

Reinschriften von Entscheidungen. Verfügungen und Erlas¬

sen, Mitteilungen in Generalien- und Personalsachen nach Kon¬

zepten unter Benutzung von Vordrucken, Anfertigung kurzer

Ersuchen und Erinnerungen auf Einreichung von Auskünften und

Schreiben auf Grund kurzer Verfügungen des Dezernenten, La¬

dungen von Zeugen und Sachverständigen, Briefaufschriften,

Beihilfe in der Registratur durch Heraussuchung von Akten und

Unterbringung von Eingängen.

Danach handelt es sich um rein mechanisches Arbeiten

(Abschreiben), um Arbeiten, die zwar eine gewisse Sorgfalt und

üebmg, aber keine besondere Denkarbeit oder Geistesanspan-

nung (beim Einordnen) verlangen, endlich um eine Tätigkeit, die

darin besteht von anderer Seite festgelegte Namen und Angaben

in eine ebenfalls bereits festgelegte Form an bestimmter Stelle

einzufügen. Hierbei kann von eigener geistiger Tätigkeit oder

Selbständigkeit keine Rede sein, zumal diese Arbeiten, soweit

es sich um Schreibarbeiten handelt, nicht unmittelbar dem De¬

zernenten vorgelegt werden dürfen, sondern dem Kanzleiinspek¬

tor der sie erst prüft und, nachdem er sie für richtig befunden,

weitergibt, der auch allein dem Dezernenten für die Richtigkeit

verantwortlich ist. Ob die Beschäftigung über lediglich mecha¬

nische Dienstleistungen hinausgeht, kann dahingestellt bleiben,

denn das ist nur für dic Versichemngspflicht aus dem Anre-

stelltenvcrsicherungsgesetz vom 20. Dezember 1911, nicht auch

für die aus der Reichsversieherungsordnung von Bedeutung.

Ebenso ist die Einreihung in eine höhere Lohngruppe nicht maß¬

gebend, sondern, wie bereits erwähnt, nur die Art der Be¬

schäftigung. Der Einwand, daß die 4 Kanzleihilfsschreiber die

Arbeit von versicherungsfreien planmäßigen Kanzlisten versehen,

kann ebenfalls nicht durchschlagen. Wenn deren Haupttätigkeit

dieselbe ist. so unterliegen sie nur deshalb nicht der Versiche-

rangspflicht weil ihnen die Anwartschaft auf Ruhegeld, Witwen«

und Waisenrente gemäß § 1234 RVO. gewährleistet ist.

Ob die 4 Kanzleischreiber zu Recht oder Unrecht zu der

Angestelltenversieherung aui Grund des Gesetzes vom 20. De¬

zember 1911 herangezogen worden sind, unterliegt nicht der Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts. Falls sich dadurch

Verschiedenheiten ergeben, so bieten, wie das Reichsversiche¬
rungsamt bereits in seiner Entscheidung vom 18. Janaar 1919 —i

Entscheidungen und Mitteilungen des Reichsversicherungsamts X.

S. 268 - ausgeführt hat, Reichsversieherungsordnung und Ver-

sieberungsgesetz für Angestellte keinen Weg, um solche zu ver¬

meiden. (Aktenzeichen II. 3127.)
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